




Bebauungsplan „BAHNHOF-/CARL-BENZ-STRASSE – 1. Änderung“, Planbereich 11.1 
 
Offenlage vom 07.10.2024 bis 07.11.2024 (Öffentlichkeit) und vom 23.10 bis 29.11.2024 (Behörden und Träger öffentlicher Belange) 
Zusammenstellung der Anregungen 

 
A Beteiligung der Behörden (gemäß § 4 (1) BauGB) 
 

Nr.  Behörde Stellungnahme Anmerkung Maßnahme 

1.  Stadtkämmerei 
Bietigheim-Bissingen 
13.11.2024 

Keine Einwände gegen die Festsetzungen des BPlans. Die 
Festsetzung von Z wie aus dem zeichnerischen teil ersichtlich 
ist für unsere Zwecke ausreichend. 
 

- Kenntnisnahme 

2.  Ordnungs- und Sozialamt 
24.10.2024 

Seitens II-32 bestehen keine Bedenken. - Kenntnisnahme 

3. S Stadtwerke Bietigheim-
Bissingen 
 
Technik 
28.10.2024 
 
Gas/Wasser 
29.10.2024 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
Anbei erhalten Sie die Leitungsauskunft. 
 
 
Versorgungs- / Anschlussleitungen dürfen auch im Leerrohr 
nicht überbaut werden. 
Keine Pflanzen, Bäume, Garagen, Wintergarten, betonierte 
Bodenplatten, Terrassen, Trafostationen, 
Carport, weiter Versorgungsmedien (Telekom, Vodafone etc.) 
über der Anschlusstrasse. 
Die Zugänglichkeit mit schwerem Gerät muss immer / 
jederzeit möglich sein. 
Mindestabstände zu anderen Versorgungsmedien / zu 
Bauwerken / zu Gasdruckregelanlagen / 
Trafostationen gemäß geltendem Regelwerk sind 
einzuhalten. 
Es befindet sich Gas- und Wasserversorgungs- und 
Anschlussleitungen im genannten 

 
 
 
- 
 
 
- 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Entwässerung  
04.11.2024 

Bereich die nicht überbaut werden dürfen. Vorhandene 
Gas- und Wasserleitungen müssen 
bei Notwendigkeit kostenpflichtig umgelegt werden. Vor 
Abbruch von Gebäuden müssen 
die Anschlussleitungen kostenpflichtig abgetrennt 
werden. 
Parkdeck: EG: Betonpoller vor Gasregelanlage (Fa. 
Fumatech) müssen bestehen bleiben. OG: 
Absturzsicherungen für PKW müssen so dimensioniert 
werden damit Beschädigung der 
Gasregelanlage (Fa. Fumatech) zu 100% ausgeschlossen 
wird. Betonfundamente Parkdeck 
Abstand zu Gasleitungen im Boden min. 2,00m. 
Arbeitsbereich vor Gasregelanlage (Fa. 
Fumatech) muss bestehen bleiben. 
Produktion/Lager: Baufenster / Abstände sind gegeben, keine 
Einwände. 
Informationen zu bestehenden Leitungen erhalten sie bei 
leitungsauskunft@sw-bb.de. 
Gemäß unserem hausinternen Prozess bitten wir um 
Zusendung ihrer Unterlagen bzw. 
Fragestellung an unseren Kundenservice Technik (KST) unter 
info.technik@sw-bb.de bzw. unter 
Telefon 07142 7887 333. 
Für Rückfragen stehen wir gerne zur Verfügung. 
 
Seitens Entwässerung bestehen keine Einwände. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
- 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 

4. X Landratsamt Ludwigsburg 
06.12.2024 

Zu dem oben genannten Bebauungsplanverfahren 
nehmen wir wie folgt Stellung: 
 
I. Naturschutz 

 
Artenschutz: 
Ein potenzielles vereinzeltes Einwandern von Eidechsen in 
das Plangebiet, von den nahegelegenen östlichen 
angrenzenden Gleisanlagen, ist laut Gutachter möglich. 

 
 
 
 
 
 
Die Festsetzungen werden um den 
Reptilienschutzzaun ergänzt. Ergänzend 

 
 
 
 
 
 
Berücksichtigung 



Die jetzt zur Bebauung vorgesehen westliche 
Wiesenfläche ist jedoch als Habitat nicht geeignet. Die in 
der artenschutzrechtlichen Prüfung dargestellte 
Maßnahme zur Vermeidung des Tötungsverbots 
(Aufstellen eines Reptilienzauns, Ökologische 
Baubegleitung) ist dennoch verbindlich in die 
Festsetzungen des Bebauungsplans aufzunehmen. Die 
Verpflichtung kann auch als Festsetzung mit dem Verweis 
auf das nachfolgende Bauverfahren verschoben werden. 

wird auf die gebotene ökologische 
Baubegleitung hingewiesen. 

  II. Wasserwirtschaft und Bodenschutz 
 
Wasserschutzgebiete/Grundwasserschutz: 
Nach dem hier vorliegenden geotechnischen Gutachten 
der Geotechnik Südwest vom 21.06.2023 wird das im 
Plangebiet vorgesehene Bauwerk - wie es auch im Entwurf 
zum Bebauungsplan ausgeführt ist - in 
Grundwasserführende Schichten einbinden.  
Wir weisen in diesem Zusammenhang darauf hin, dass die 
hierfür erforderliche wasserrechtliche Erlaubnis rechtzeitig 
vor Baubeginn (mind. 4 Wochen zuvor) bei der unteren 
Wasserbehörde beim Landratsamt Ludwigsburg zu 
beantragen ist. 
 
Zum Bebauungsplan selbst haben wir keine weiteren 
Anregungen. 

 
 
Ein Hinweis wurde dem Bebauungsplan 
bereits hinzugefügt.  

 
 
Berücksichtigung 

  Bodenschutz: 
Bei den Flächen handelt es sich überwiegend um bereits 
versiegelte Flächen. Lediglich das Flst. Nr. 3740/7 ist 
derzeit noch unbebaut, war jedoch in der Vergangenheit 
ebenfalls bebaut. Dieses Flurstück liegt innerhalb des 
Altstandortes „Ölwerke Bissingen“ und wurde im Rahmen 
einer abfallrechtlichen Untersuchung und einer 
anschließenden Beurteilung mit dem Handlungsbedarf 
„Belassen nach Sanierung – Entsorgungsrelevanz“ im 
Altlastenkataster eingestuft. 

 
Ein Hinweis wurde dem Bebauungsplan 
bereits hinzugefügt. 

 
Berücksichtigung 



  III. Immissionsschutz 
 
Die Aufstellung des vorhabensbezogenen 
Bebauungsplans dient dazu die Erweiterung der Firma 
Fumatech BWT GmbH am Standort in Bietigheim zu 
ermöglichen. Der zurzeit geltende Bebauungsplan sieht in 
dem betreffenden Bereich des geplanten Neubaus 
teilweise ein eingeschränktes Gewerbegebiet und teilweise 
ein Mischgebiet vor.  
 
Für die jetzt vorliegende Anhörung wurden etliche 
Fachgutachten vorgelegt, unter anderem ein 
Schallgutachten und ein Gutachten zur Berechnung der 
Schornsteinhöhe. 
 
Das schalltechnische Gutachten (Stand Juli 2024) wurde 
vom Büro Modus Consult erstellt. Unter anderem wurde 
als Grundlage auch die Schalltechnische Untersuchung 
zum Bauantrag „Zu- und Umbau des Bestandsgebäudes“ 
des Ing.-Büros für Bauphysik Horstmann + Berger 
herangezogen. Das Gutachten zum Bebauungsplan 
berücksichtigt sowohl das geplante Neubauvorhaben als 
auch den Bestandsbetrieb. Zum schalltechnischen 
Gutachten haben wir folgende Hinweise: 

 
- In Kapitel 6.3 (S. 19) wird ausgesagt, dass sich die in 

Plan 3 dargestellten Beurteilungspegel auf den Neubau 
des Produktions- und Lagergebäudes beziehen. Wir 
bitten um Klarstellung, ob dies so stimmt, da an anderer 
Stelle als Grundlage der Beurteilungspegel der Neubau 
+ der Bestandsbau und Nebeneinrichtungen 
herangezogen wird.  

 
- S. 20 des Gutachtens: IO 15 (Carl-Benz-Straße 14) 

befindet sich im GE. Laut Gutachten handelt es sich um 
ein Büro ohne Nachtnutzung, daher wurden die 
Nachtwerte (siehe nächster Punkt) nicht herangezogen. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Wird im Fachbeitrag Schall klargestellt. 
 
 
 
 
 
 
 
Der Fachbeitrag Schall wurde unter 
Berücksichtigung der Betriebsleiter-
wohnung und ihres Nachtwertes fort-
geschrieben. An Immissionsort IO-15 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Berücksichtigung 
 
 
 
 
 
 
 
Berücksichtigung 



Im laufenden immissionsschutzrechtlichen Verfahren 
zum Bestand der Fa. Fumatech wurde bereits 
festgestellt, dass sich an diesem Immissionsort eine 
baurechtlich genehmigte Betriebsleiterwohnung (im 2. 
OG) befindet. Die Nachtwerte sind daher unseres 
Erachtens zu betrachten. 

 
 
 
In den angehängten Berechnungen zum Gutachten ist auf 
S. 657 der Beurteilungspegel am Immissionsort Carl-Benz-
Straße 14, 2. OG berechnet worden. Dieser liegt für die 
Nachtzeit bei 50,3 dB(A). Dieser Beurteilungspegel schöpft 
den Immissionsrichtwert von 50 dB(A) voll aus bzw. liegt 
sogar minimal darüber. Für diesen Immissionsort ist daher 
die Vorbelastung zu betrachten. Ein danebenliegender 
Clean Park ist laut Internet bis 0:00 Uhr geöffnet und wäre 
daher als Vorbelastung möglicherweise zu betrachten. 

wird demnach das 6 dB(A) Kriterium im 
Beurteilungszeitraum Nacht nicht 
eingehalten und der Immissionsrichtwert 
der TA Lärm um nur 4 dB(A) 
unterschritten. Gemäß städtischer 
Prüfung sind im Umfeld des 
Immissionsortes keine Nachtnutzungen 
der bestehenden Betriebe genehmigt. 
Demnach ist im Weiteren keine 
Untersuchung der Vor- und 
Gesamtbelastung 
erforderlich. Zudem die Unterschreitung 
des Richtwertes mit 4 dB(A) so deutlich, 
dass eine Überschreitung des 
Richtwertes auch daher nicht zu 
befürchten ist. 
 
Die Baugenehmigung vom 30.05.1988 
sowie die zugehörige Stellungnahme 
vom Gewerbeaufsichtsamt Stuttgart 
enthält folgende Auflage: Die komplette 
Waschanlage darf nur werktags von 
6:00 Uhr bis 22:00 Uhr betrieben 
werden. Auf Nachfrage beim Cleanpark 
ist dieser nachts geschlossen. 

5.  Regierungspräsidium 
Stuttgart 
22.11.2024 

Nach dem vorgelegten Formblatt handelt es sich um einen 
entwickelten Bebauungsplan gemäß § 8 Abs. 2 BauGB. 
Nach dem Erlass des Regierungspräsidiums vom 11.03.2021 
erhalten Sie bei entwickelten Bebauungsplänen keine 
Gesamtstellungnahme des Regierungspräsidiums. Die von 
Ihnen benannten Fachabteilungen nehmen – bei Bedarf – 
jeweils direkt Stellung. 
 
Raumordnung 
In den Planunterlagen fehlen noch konkrete Ausführungen 
dahingehend, wie die Auswirkungen möglicher 
Starkregenereignisse im Plangebiet konkret verringert werden 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
In den Hinweisen zum Bebauungsplan 
sind bereits von der Schuster 
Umweltplan Ingenieurgesellschaft mbH 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
Berücksichtigung 



können. Dies sollte im weiteren Verfahren noch erfolgen. In 
diesem Zusammenhang weisen wir daher nochmals auf die 
erheblichen Prüfpflichten des seit Ende 2021 gültigen 
Bundesraumordnungsplan Hochwasser hin. 
 
Im Übrigen kann die vorgelegte Planung kann aus 
raumordnerischer Sicht mitgetragen werden. 
 

benannte mögliche Schutzmaßnahmen 
gegen pluviale Überflutung dargelegt. 
Zudem ist Dachbegrünung festgesetzt. 
Durch den Bebauungsplan wird die 
versiegelbare Fläche gegenüber dem 
bestehenden Planungsrecht nicht 
vergrößert. Die Details können im 
immissionsschutzrechtlichen Verfahren 
dokumentiert werden. 

  Zur Aufnahme in das Raumordnungskataster wird gemäß § 
26 Abs. 3 LplG gebeten, dem Regierungspräsidium nach 
Inkrafttreten des Planes eine Fertigung der Planunterlagen in 
digitalisierter Form an das Postfach 
KoordinationBauleitplanung@rps.bwl.de zu senden. Die 
Stadtkreise und großen Kreisstädte werden gebeten, auch 
den Bekanntmachungsnachweis digital vorzulegen. 

Wird veranlasst. Kenntnisnahme 

6.  Verband Region Stuttgart 
28.11.2024 

Der Planung stehen keine regionalplanerischen Ziele 
entgegen. 
  
Wir bitten Sie, uns nach Inkrafttreten des Bebauungsplans ein 
Exemplar der Planunterlagen, möglichst in digitaler Form (an: 
planung@region-stuttgart.org), zu überlassen. 

- 
 
 
Wird veranlasst. 

Kenntnisnahme 

7.  Regierungspräsidium 
Freiburg  
Landesamt für Geologie, 
Rohstoffe und Bergbau 
06.11.2024 
 
 
 
 
 
 
 
 

Unter Verweis auf unsere weiterhin gültige Stellungnahme mit 
dem Aktenzeichen RPF9-4700-46/6/2 vom 10.05.2024 sind 
von unserer Seite zum offengelegten Planvorhaben keine 
weiteren Hinweise oder Anregungen vorzubringen. 
 
Allgemeine Hinweise 
Anzeige, Übermittlung und Bereitstellung von Geologie-
Daten nach Geologiedatengesetz (GeolDG) 
Für geologische Untersuchungen und die daraus 
gewonnenen Daten besteht nach den Bestimmungen des 
Geologiedatengesetzes (GeolDG) eine Übermittlungspflicht 
gegenüber dem LGRB. Weitere Informationen hierzu stehen 
Ihnen im LGRBanzeigeportal zur Verfügung. 

- 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

mailto:KoordinationBauleitplanung@rps.bwl.de


 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Regierungspräsidium 
Freiburg  
Landesamt für Geologie, 
Rohstoffe und Bergbau 
10.05.2024  
(Eingang: 14.05.2024) 

 
Weitere Informationsquellen des LGRB im Internet 
Informationen zu den Untergrundverhältnissen sowie weitere 
raumbezogene Informationen können fachübergreifend und 
maßstabsabhängig der LGRBhomepage entnommen werden. 
Bitte nutzen Sie hierzu auch den LGRB-Kartenviewer sowie 
LGRBwissen. 
Insbesondere verweisen wir auf unser Geotop-Kataster. 
Beachten Sie bitte auch unser aktuelles Merkblatt für 
Planungsträger. 
 
Das Landesamt für Geologie, Rohstoffe und Bergbau (LGRB) 
im Regierungspräsidium Freiburg nimmt auf Grundlage der 
ihm vorliegenden Informationen und seiner regionalen 
Kenntnisse zu den Aufgabenbereichen, die durch das 
Vorhaben berührt werden, wie folgt Stellung: 
 
1.    Geologische und bodenkundliche Grundlagen 
1.1. Geologie 
Die lokalen geologischen Verhältnisse können der digitalen 
Geologischen Karte von Baden-Württemberg 1: 50 000 
(GeoLa) im LGRB-Kartenviewer entnommen werden. Nähere 
Informationen zu den lithostratigraphischen Einheiten bieten 
die geowissenschaftlichen Informationsportale LGRBwissen 
und LithoLex. 
 
1.2. Geochemie 
Die geogenen Grundgehalte in den petrogeochemischen 
Einheiten von Baden-Württemberg sind im LGRB-
Kartenviewer abrufbar. Nähere Informationen zu den 
geogenen Grundgehalten sind im geowissenschaftlichen 
Informationsportal LGRBwissen beschrieben. 
1.3. Bodenkunde 
Da ausschließlich Böden in Siedlungsflächen vom 
Planungsvorhaben betroffen sind und davon ausgegangen 
werden kann, dass diese weitestgehend anthropogen 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
- 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



verändert wurden, sind aus bodenkundlicher Sicht keine 
Hinweise, Anregungen oder Bedenken vorzutragen. 
 
2.    Angewandte Geologie 
Das LGRB weist darauf hin, dass im Anhörungsverfahren als 
Träger öffentlicher Belange keine fachtechnische Prüfung 
vorgelegter Gutachten oder von Auszügen daraus erfolgt. 
Sofern für das Plangebiet ein hydrogeologisches bzw. 
geotechnisches Übersichtsgutachten, Detailgutachten oder 
ein hydrogeologischer bzw. geotechnischer Bericht vorliegt, 
liegen die darin getroffenen Aussagen im 
Verantwortungsbereich des gutachtenden Ingenieurbüros. 
 
2.1. Ingenieurgeologie 
Eine Zulässigkeit der geplanten Nutzung vorausgesetzt, wird 
andernfalls die Übernahme der folgenden geotechnischen 
Hinweise in den Bebauungsplan empfohlen: 
 
Das Plangebiet befindet sich auf Grundlage der am LGRB 
vorhandenen Geodaten im Verbreitungsbereich von Löss mit 
im Detail nicht bekannter Mächtigkeit. Darunter schließen sich 
die Gesteine der Erfurt-Formation (ehemalige Bezeichnung: 
Lettenkeuper) an. 
 
Mit einem oberflächennahen saisonalen Schwinden (bei 
Austrocknung) und Quellen (bei Wiederbefeuchtung) des 
tonigen/tonig-schluffigen Verwitterungsbodens sowie mit 
lokalen Auffüllungen vorangegangener Nutzungen, die ggf. 
nicht zur Lastabtragung geeignet sind, ist zu rechnen. 
Verkarstungserscheinungen (offene oder lehmerfüllte 
Spalten, Hohlräume, Dolinen) sind nicht auszuschließen. 
Sollte eine Versickerung der anfallenden Oberflächenwässer 
geplant bzw. wasserwirtschaftlich zulässig sein, wird auf das 
Arbeitsblatt DWA-A 138 (2005) verwiesen und im Einzelfall 
die Erstellung eines entsprechenden hydrologischen 
Versickerungsgutachtens empfohlen. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Ein Hinweis ist bereits dem 
Bebauungsplan beigefügt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Berücksichtigung 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



Bei etwaigen geotechnischen Fragen im Zuge der weiteren 
Planungen oder von Bauarbeiten (z. B. zum genauen 
Baugrundaufbau, zu Bodenkennwerten, zur Wahl und 
Tragfähigkeit des Gründungshorizonts, zum Grundwasser, 
zur Baugrubensicherung, bei Antreffen verkarstungsbedingter 
Fehlstellen wie z. B. offenen bzw. lehmerfüllten Spalten) 
werden objektbezogene Baugrunduntersuchungen gemäß 
DIN EN 1997-2 bzw. DIN 4020 durch ein privates Ingenieur-
büro empfohlen 
 
 
2.2. Hydrogeologie 
Auf die Lage des Planvorhabens in Wasserschutzzone IIIA 
des fachtechnisch abgegrenzten Wasserschutzgebiets 
"Bietigheim“ (LUBW-Nr. 118-116) wird hingewiesen. 
Aktuell findet im Plangebiet keine Bearbeitung 
hydrogeologischer Themen durch das LGRB statt. 
 
2.3. Geothermie 
Informationen zu den oberflächennahen geothermischen 
Untergrundverhältnissen sind im Informationssystem 
„Oberflächennahe Geothermie für Baden-Württemberg“ 
(ISONG) hinterlegt. ISONG liefert erste Informationen 
(Möglichkeiten und Einschränkungen) zur geothermischen 
Nutzung des Untergrundes mit Erdwärmesonden und 
Erdwärmekollektoren. Bitte nehmen Sie vor Verwendung des 
Informationssystems die Erläuterungen zur Kenntnis. 
 
2.4. Rohstoffgeologie (Mineralische Rohstoffe) 
Zum Planungsvorhaben sind aus rohstoffgeologischer Sicht 
keine Hinweise, Anregungen oder Bedenken vorzubringen. 
 
3.    Landesbergdirektion 
3.1. Bergbau 
Gegen die Planung bestehen von bergbehördlicher Seite 
keine Einwendungen. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Ein Hinweis ist bereits dem 
Bebauungsplan beigefügt. 
 
 
 
 
 
- 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
- 
 
 
 
 
- 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Berücksichtigung 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 



 
Allgemeine Hinweise 
Anzeige, Übermittlung und Bereitstellung von Geologie-Daten 
nach Geologiedatengesetz (GeolDG) 
Für geologische Untersuchungen und die daraus 
gewonnenen Daten besteht nach den Bestimmungen des 
Geologiedatengesetzes (GeolDG) eine Übermittlungspflicht 
gegenüber dem LGRB. Weitere Informationen hierzu stehen 
Ihnen im LGRBanzeigeportal zur Verfügung. 
 
Weitere Informationsquellen des LGRB im Internet 
Informationen zu den Untergrundverhältnissen sowie weitere 
raumbezogene Informationen können fachübergreifend und 
maßstabsabhängig der LGRBhomepage entnommen wer-
den. Bitte nutzen Sie hierzu auch den LGRB-Kartenviewer 
sowie LGRBwissen. 
 
Insbesondere verweisen wir auf unser Geotop-Kataster. 
 
Beachten Sie bitte auch unser aktuelles Merkblatt für 
Planungsträger. 

 
- 
 

 
Kenntnisnahme 

8.  Bodensee-
Wasserversorgung 
29.10.2024 

Im Bereich dieser Maßnahme befinden sich weder 
vorhandene noch geplante Anlagen der BWV. Es werden 
daher keine Bedenken erhoben. 

- Kenntnisnahme 

9.  Vodafone West GmbH 
13.11.2024 

Wir teilen Ihnen mit, dass die Vodafone-Gesellschaft(en) 
gegen die von Ihnen geplante Baumaßnahme keine 
Einwände geltend macht. Im Planbereich befinden sich keine 
Telekommunikationsanlagen unseres Unternehmens. Eine 
Neuverlegung von Telekommunikationsanlagen ist 
unsererseits derzeit nicht geplant. 
Für Rückfragen stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung. Bitte 
geben Sie dabei immer unsere obenstehende 
Vorgangsnummer an. 
 
Bitte beachten Sie: 

- Kenntnisnahme 



Bei einer Stellungnahme, z.B. wegen Umverlegung, 
Mitverlegung, Baufeldfreimachung, etc. oder eine 
Koordinierung/Abstimmung zum weiteren Vorgehen, dass die 
verschiedenen Vodafone-Gesellschaften trotz der Fusion hier 
noch separat Stellung nehmen. Demnach gelten weiterhin die 
bisherigen Kommunikationswege. Wir bitten dies für die 
nächsten Monate zu bedenken und zu entschuldigen. 

10.  Amprion GmbH 
29.10.2024 

im Planbereich der o. a. Maßnahme verlaufen keine 
Höchstspannungsleitungen unseres Unternehmens. 
 
Wir gehen davon aus, dass Sie bezüglich weiterer 
Versorgungsleitungen die zuständigen Unternehmen beteiligt 
haben. 

- Kenntnisnahme 

11.  Deutsche Bahn AG 
28.10.2024 

Die Deutsche Bahn AG, DB Immobilien, als von der DB 
InfraGO AG (ehemals DB Netz AG / DB Station & Service 
AG) bevollmächtigtes Unternehmen, übersendet Ihnen hiermit 
folgende Gesamtstellungnahme zu o. g. Bauvorhaben. 
 
Gegen die Aufstellung des Bebauungsplans bestehen aus 
unserer Sicht keine grundsätzlichen Bedenken.  
Öffentliche Belange der Deutschen Bahn AG und ihrer 
Konzernunternehmen werden hierdurch nicht berührt. 
 
Auf die durch den Eisenbahnbetrieb und die Erhaltung der 
Bahnanlagen entstehenden Emissionen (insbesondere Luft- 
und Körperschall usw.) wird vorsorglich hingewiesen. 
 
Wir bitten Sie, uns die Abwägungsergebnisse zu gegebener 
Zeit zuzusenden und uns an dem weiteren Verfahren zu 
beteiligen. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Ein Hinweis wurde dem Bebauungsplan 
hinzugefügt. 
 
 
Wird veranlasst. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Berücksichtigung 
 
 
 
Kenntnisnahme 

12.  Verkehrs- und 
Tarifverbund Stuttgart 
GmbH (VVS) 
26.11.2024 

Wir haben keine Einwände. Auf Kapitel 4.3.2 der Begründung 
wird verwiesen. 

- Kenntnisnahme 



13.  Handwerkskammer 
Region Stuttgart 
19.11.2024 

Zu diesem Bebauungsplan haben wir nach wie vor keine 
Bedenken oder Anregungen.  
 

- Kenntnisnahme 

14.  Industrie- und 
Handelskammer Region 
Stuttgart 
28.11.2024 

Anregungen oder Bedenken zu den geplanten 
Festsetzungen, mit denen die Weiterentwicklung eines dort 
ansässigen Unternehmens planungsrechtlich ermöglicht wird, 
bestehen unsererseits nicht. 

- Kenntnisnahme 

15.  Polizeipräsidium 
Ludwigsburg  
04.12.2024 

Das Polizeipräsidium Ludwigsburg hat aus verkehrlicher und 
aus kriminalpräventiver Sicht zum jetzigen Zeitpunkt der 
Planungsphase keine Einwände oder Anmerkungen 
 
 

 

- Kenntnisnahme 

16.  Stadt Sachsenheim 
28.11.2024 

Nach Durchsicht und Prüfung der zur Verfügung gestellten 
Unterlagen können wir Ihnen 
mitteilen, dass die Stadt Sachsenheim keine Bedenken oder 
Anregungen vorträgt. 

- Kenntnisnahme 

17.  Stadt Asperg 
25.10.2024 

Die Stadt Asperg hat keine Einwände. - Kenntnisnahme 

18.  Stadt Tamm 
29.10.2024 

Die Belange der Stadt Tamm werden nicht berührt. Wir haben 
keine Einwände 

- Kenntnisnahme 

19.  Stadt Ludwigsburg 
25.10.2024 

Nach Durchsicht der Unterlagen werden dazu von Seiten 
der Stadtverwaltung Ludwigsburg keine Anregungen 
mitgeteilt. 

- Kenntnisnahme 

 
 
 
 
 
 
 
 
 



Folgende weitere Träger öffentlicher Belange haben keine Stellungnahme abgegeben: 
 

- Deutsche Post Bauen GmbH 
- Omnibusverkehr Spillmann GmbH 
- Friedrich Müller Omnibusunternehmen GmbH 
- Feuerwehr Bietigheim  
- Deutsche Telekom Technik GmbH 
- BUND Kreisverband Ludwigsburg 
- Stadt Freiberg am Neckar 
- Stadt Besigheim 
- Gemeinde Löchgau 
- Gemeinde Pleidelsheim 
- Gemeinde Ingersheim 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 



B Beteiligung der Öffentlichkeit (gemäß § 3 (1) BauGB) 
 
 

Nr.  Bürgeranregung Datum Stellungnahme Anmerkung Maßnahme 

1. Bürger 1 
 

07.11.2024 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Wir zeigen an, dass wir [den Bürger 1] vertreten. 
Eine auf uns lautende Vollmacht liegt dem 
Schreiben als Anlage bei.  
 
Unsere Mandantschaft ist Eigentümerin des 
Flurgrundstücks xxxxxxxxxxxxxxxxxxxx in 
Bietigheim-Bissingen, welches mit einem 
xxxxxxxxxxxxxx bebaut ist und im Plangebiet des 
Bebauungsplans xxxxxxxxxxxx xxxxxxxxx xxxxx 
liegt. Nach dem ausliegenden Planentwurf 
„Bahnhof-/Carl-Benz-Straße – 1. Änderung“ soll die 
xxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxx
xxxx Fläche nunmehr als Sondernutzungsgebiet 
„Membranproduktion“ festgesetzt werden. 
Vorgesehen ist insbesondere der Neubau einer 
großen Produktionshalle in offener Bauweise ohne 
Längenbegrenzung xxxxxxxxxxxx xxxxxxxxxxx 
xxxxxxxxx. 
 
Zu dem geplanten Vorhaben und der 
beabsichtigten Änderung des Bebauungsplans hat 
unsere Mandantschaft bereits mit Schreiben vom 
29.04.2024 und 22.05.2024 Stellung genommen 
und Einwendungen erhoben, welche teilweise in 
Anlage C7 zum Bebauungsplan behandelt wurden. 
Die Einwendungen werden vollumfänglich 
aufrechterhalten. 
 
Nach Durchsicht der Planunterlagen dürfen wir 
namens und in Vollmacht unserer Mandantin auf 
diese Ausführungen Bezug nehmen und die bereits 

- 
 
 
 
- 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die beiden Stellungnahmen (und die 
sonstigen Stellungnahmen aus der 
frühzeitigen Beteiligung) sind in der Anlage 
C-7 „Zusammenstellung der Anregungen 
(frühzeitige Beteiligung)“ mit Anmerkungen 
versehen, auf die verwiesen wird. 
Die Vorhabenplanung wurde nochmals 
überprüft und es fanden Gespräche 
zwischen Vorhabenträger und xxxxxxx statt. 
Im Ergebnis kann der Abstand des 
Baufensters auf dem Flurstück xxxxxx zur 
Grenze xxx xxxxxxxxxxx auf 5 m vergrößert 
und dort die Gebäudehöhe vor der xxxxxxxxx 

Kenntnisnahme 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

erhobenen Einwendungen lediglich wie folgt 
ergänzen: 
 
1. Voranzustellen ist, dass unsere Mandantschaft 

nicht per se gegen das Vorhaben und den 
vorhabenbezogenen Bebauungsplanentwurf ist. 
Insoweit steht unsere Mandantschaft einer 
maßvollen Nachverdichtung und Bebauung des 
Grundstücks nicht entgegen.  

 
     Nach Durchsicht der Entwurfsunterlagen 

musste unsere Mandantin jedoch feststellen, 
dass trotz Ausreizung der oberen Grenzwerte 
des § 16 BauNVO weitere erhebliche 
Ausnahmen und Überschreitungen geplant 
wurden, die das Vorhaben als nicht mehr 
gebietsverträglich erscheinen lassen und 
hierdurch eine Gefahr für eine gesunde 
Wohnnutzung auf dem Grundstück unserer 
Mandantin begründen. Insbesondere wendet 
sich unsere Mandantin gegen die nächtliche 
Nutzung, die Lage und die zulässige Höhe der 
baulichen Anlagen (insbesondere der 
zulässigen Aufbauten und Schornsteine), die 
abweichende Bauweise ohne 
Längenbegrenzung sowie gegen die 
uneingeschränkte Zulassung untergeordneter 
Belüftungsanlagen (Ab- und Zuluft) außerhalb 
der Baugrenzen mit maximal 15m² Grundfläche 
bis zu einer Höhe von 5m über der jeweiligen 
Mindesthöhenlage. 

 
 
 
 
 
 

Grenze in einem 3,5 m breiten Streifen um 4 
m reduziert werden. Vor den Hintergrund der 
Anforderungen an die innere 
Gebäudeorganisation ist diese Reduktion vor 
dem Flurstück xxxxxxxx teilweise ebenfalls 
möglich, was eine gegliederte grenzseitige 
Höhenentwicklung der verkleinerten Kubatur 
ergibt. Zusätzlich sieht die Vorhabenplanung 
eine teilweise Aufschüttung des (damit 
weiterhin) tieferliegenden Geländes an der 
xxxxxxxxxx Grenze vor, welche zur 
Einhaltung der Abstandsflächen nicht 
erforderlich wäre, jedoch die städtebauliche 
Zäsurwirkung mindert. Spätestens die 
gegliederte grenzseitige Höhenentwicklung, 
der größere Grenzabstand und die teilweise 
niedrigere Höhenentwicklung führen dazu, 
dass eine „erdrückende“ Wirkung des 
Vorhabens klar zu verneinen ist. 
 
Das damit festgesetzte Maß der baulichen 
Nutzung bleibt städtebaulich verträglich. Die 
Orientierungs-werte nach § 17 BauNVO sind 
berücksichtigt, wenngleich kein Baugebiet 
festgesetzt ist. 
 
Die festgesetzte GRZ und GFZ entspricht 
trotz der gewerblichen Nutzung im 
Plangebiet einem Mischgebiet, in dem § 19 
Abs. 4 BauNVO eine Überschreitung bis 0,8 
zulässt. Die weitere 
Überschreitungsmöglichkeit der GRZ bis 
0,85 bei 0,1 Dachbegrünung ist geringfügig 
und berücksichtigt die positiven Aspekte der 
Dachbegrünung. 
 

 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
 
Berücksichtigung 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Die zulässige Gebäudehöhen orientieren 
sich am bestehenden Planungsrecht und 
am Bestand und wurden grenzseitig wie 
oben beschrieben weiter reduziert. Die 
festgesetzte Anzahl der zulässigen 
Vollgeschosse, stellt eine hinzukommende 
Restriktion dar. Die zulässige Gebäudehöhe 
im westlichen Baufenster liegt dabei nicht 
höher (vor dem Gebäude des xxxxxxxxxx 
sogar tiefer) als nach bestehendem 
Planungsrecht. Die zusätzlich ermöglichten 
Dachaufbauten und Solaranlagen bleiben 
dabei in der Kombination ihrer zusätzlichen 
Höhe und Fläche moderat, zumal die 
Dachaufbauten vom Dachrand, und 
abzurücken sind und auch nur – was sie 
sonstigen Dachaufbauten angeht – 10 % 
der Dachfläche einnehmen dürfen. Zudem 
bedeutet der 3,5 m breite Streifen 
geringerer Höhe auch diesbezüglich eine 
Verbesserung xxxxxxxxxxxxxxx.  
Die Dachaufbauten bleiben somit 
verträglich, zumal die Abstandsflächen 
einzuhalten sind. Dies gilt auch für den 
Schornstein, da dieser von der 
Wohnbebauung abgerückt und schlank ist, 
so dass sein Schattenwurf die ausreichende 
Belichtung und Besonnung xxxxxxxxxx 
weiter zulässt. 
 
Bereits bisher ist xxxxxxxxxxxxxxxx 
xxxxxx eine abweichende Bauweise (offene 
Bauweise ohne Längenbegrenzung) 
festgesetzt, jedoch war das Baufenster 
kleiner (zwei Baufenster am westlichen 
Gebietsrand). Es besteht kein xxxxxxxxxxx 
Anrecht auf die Beibehaltung der bisherigen 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
2. Wie bereits von unserer Mandantschaft 

dargelegt, beruht der Planentwurf auf einer 
ungenügenden Abwägung der beteiligten 
öffentlichen und privaten Belange. Die 
Interessen unserer Mandantin werden hierbei – 
ebenso wie die Interessen der weiteren xxxxxxx 
– in unangemessener Weise zurückgestellt.  

 
 
     Das Vorhaben gestaltet sich aufgrund seiner 

Lage und der massiven Kubatur als 
rücksichtslos gegenüber der xxxxxxx 
xxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxx. Insbesondere die 
neu geplante Produktionshalle im Westen des 
Plangebiets verfügt über ein Vielfaches des 
Volumens der vorhandenen Wohnbauten in 
westlicher Richtung. Auf die Ausführungen 
unserer Mandantin mit Schreiben vom 

Längenbegrenzung, zumal die xxxxxxxxxxx 
Grundstücksgrenze xxxxxxxxxxxxx kürzer 
ist als 50 m, obgleich auch die restliche 
Länge auf das Grundstück einwirkt. Die 
städtebauliche Verträglichkeit der Bauweise 
resultiert xxxxxxxxxxxxxxxxxxxxx 
xxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxx auch aus der 
topografiebedingt geringen absoluten Höhe 
xxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxx. 
 
Die nur ausnahmsweise zulässigen 
untergeordneten Belüftungsanlagen bleiben 
in der Größe städtebaulich verträglich. Sie 
und nächtliche Nutzungen müssen das 
Gebot der Rücksichtnahme und die 
Vorgaben nach TA Lärm beachten. Dadurch 
bleibt die Wohnbebauung im Mischgebiet 
ausreichend geschützt. 
 
Im Ergebnis ist auch nicht von einem 
planbedingten Verstoß gegen die gesunden 
Wohn- und Arbeitsverhältnisse auszugehen. 
 
Die öffentlichen und privaten Belange sind 
soweit für die Entscheidungen erforderlich 
bei der Abwägung berücksichtigt und 
gerecht abgewogen. 
 
Das Vorhaben inkl. seiner Aufbauten auf 
dem Dach ist in der Dimensionierung, 
speziell auch unter Berücksichtigung der 
Topografie, nicht rücksichtslos und schafft 
keine erdrückende Wirkung, obgleich es 
größer ist als die angrenzende 
Wohnbebauung, denn dies darf es auch 
sein. Spätestens die gegliederte grenzseitige 
Höhenentwicklung, der größere 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zurückweisung 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



29.04.2024 und 22.05.2024 zur 
Rücksichtslosigkeit wird verwiesen.  

 
 
 
 
     Soweit die Behörde davon ausgeht, dass ein 

unzulässiges „Einmauern“ oder eine 
unzulässige erdrückende Wirkung nur bei einem 
gravierenden Höhenunterschied angenommen 
werden könne, welcher vorliegend nicht 
gegeben sei, verkennt sie die Rechtslage und 
Interessen unserer Mandantin.  

 
     Dabei kann nicht – wie die Behörde 

fälschlicherweise annimmt – die geplante 
Gebäudehöhe der Produktionshalle mit den in 
der Umgebung anzutreffenden Firsthöhen der 
Wohnbebauung verglichen werden, da es einen 
nicht unerheblichen Unterschied ausmacht, ob 
die Produktionshalle als Flachdachbau oder 
(wie im Fall der Wohnbebauung) als 
Giebeldachbau errichtet wird. Im letzteren Fall 
wäre nämlich eine Belichtung und Belüftung des 
betroffenen Grundstücks besser gewährleistet 
und zudem eine etwaige erdrückende Wirkung 
eher ausgeschlossen, vgl. VGH Baden-
Württemberg, Urteil vom 07.03.1990 – 8 S 
3031/89).  
 

 
 
 
 
 
 
 

Grenzabstand und die teilweise niedrigere 
Höhenentwicklung führen dazu, dass von 
einer „erdrückenden“ Wirkung des 
Vorhabens nicht ausgegangen werden 
muss. 
 
Denn es ist mit den festgesetzten 
Dimensionen in der Topografie (die 
Geländehöhe des xxxxxxxxxxx liegt an der 
Grundstücksgrenze deutlich oberhalb des 
Vorhabengrundstücks; dessen massive 
Grenzwand reicht etwas darüber hinaus, und 
der EG-Fußboden liegt nochmals höher) 
nicht übermächtig und erzeugt keine 
einmauernde Situation, zumal der 
Zwischenraum zu den Wohngebäuden 
nördlich und südlich offen ist. Die Belichtung, 
Belüftung und Besonnung des Grundstückes 
bleiben im Zusammenspiel von 
Bebauungsplan und Abstandsflächen 
gewährleistet. Dabei sind die beiden 
Wohngebäude selbst bereits keine kleinen 
Gebäuderiegel, d.h. der Größenunterschied  
(insbesondere Höhe und Volumen) zur 
Planung bleibt akzeptabel, zumal diese tiefer 
liegt. Dies alles gilt nicht nur in Anbetracht 
der First- sondernd auch der Traufhöhen der 
xxxxxxxbebauung und auch der 
Dachformen. Der Schornstein ist dabei ein 
vergleichsweise schmales Sonderelement, 
welches als solches mit der Umgebung 
verträglich bleibt, zumal auch der Bestands-
betrieb bereits einen markanten Schornstein 
hat. Dabei ist die Anordnung einer 
gewerbegebietstypischen Nutzung neben 
einem Mischgebiet nichts Ungewöhnliches. 
Die Planung bleibt gebietsverträglich und der 
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Darüber hinaus hat die Behörde in ihren 
Ausführungen auch die geplanten Befreiungen 
von der Höhenbegrenzung nicht berücksichtigt. 
Nach den Festsetzungen des Planentwurfs 
können Dachaufbauten die Höhenbegrenzung 
zusätzlich bis zu 3m übersteigen, sodass unsere 
Mandantschaft von einer weiteren 
Höhenüberschreitung ausgehen muss. Zudem 
wurden weitere Ausnahmen von der 
Höhenbegrenzung für die erforderlichen 
Schornsteine festgesetzt. Demnach können 
diese die festgesetzten Gebäudehöhen um 
weitere 11m bzw. 21m überragen (vgl. zu den 
Ausnahmen Ziff. 1.3.2. der planungsrechtlichen 
Festsetzungen). Laut Vorhabens- und 
Erschließungsplan ist damit mit einer 
Gesamthöhe des Neubaus von 25 m zu 
rechnen. Damit überragt das Vorhaben das 
Mehrparteienhaus xxxxxxxxxxxxxxxx um das 

Schornstein sowie die Gebäudelänge 
bleiben in Verbindung mit den Baugrenzen 
und zulässigen Höhen ausreichend 
begrenzt.  
 
Die Vorhabenplanung wurde an der 
xxxxxxxgrenze angepasst, so dass nun 
durch die Vergrößerung des Grenzabstands 
und die Höhenreduktion eine stärkere 
Offenheit und Gliederung besteht. Die 
Planung bleibt damit städtebaulich 
verträglich und hat keine erdrückende 
Wirkung und kein unzulässiges 
„Eingemauertsein“ zur Folge. 
 
Auf die vorigen Ausführungen wird 
ergänzend verwiesen. 
 
Die Stellungnahme des Einwenders 
zeichnet im Hinblick auf die Gebäudehöhen 
des Objekts und deren Wirkungen ein 
verzerrtes Bild. Gerade von den 
verhältnismäßig schlanken Schornsteinen 
geht eben keine „abriegelnde“ Wirkung aus. 
Zudem bezieht sich diese Angabe „21 m“ 
ohnehin auf den östlich gelegenen 
Schornstein im Bereich des aktuellen 
Bestandsgebäudes der Vorhabenträgerin, 
von dem schon wegen der Entfernung keine 
unzumutbaren Wirkungen 
xxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxx ausgehen 
können. Schornsteine auf dem xxxxxxxxxxx 
xxxxxxxxxxxxxxxxxxxx Neubau dürfen die 
Gebäudehöhe hingegen nur um 11 m 
überschreiten. Die Aussage die 
Gebäudehöhe werde somit das Objekt der 
Antragstellerin um 21 m bzw. 11m 

 
 
 
 
 
Berücksichtigung 
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Doppelte. Ein ausreichender Abstand von der 
Grundstücksgrenze und dem Wohnhaus 
xxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxx ist hierbei, um die 
erdrückende Wirkung abzumildern, nicht 
gegeben. Die Schornsteine sind gemessen an 
ihrer Höhe bereits für sich alleine keinesfalls 
gebietsverträglich. Ähnliche Höhen gibt es in der 
Umgebung nicht.  

 
     Darüber hinaus ist in der Rechtsprechung 

anerkannt, dass es bezüglich der Bewertung, ob 
eine erdrückende Wirkung oder das Gefühl des 
„Eingemauertseins“ vorliegt, nicht alleine auf die 
Höhe des Vorhabens ankommt, wie die Behörde 
offensichtlich irrig annehmen möchte. So hat die 
Rechtsprechung festgestellt, dass eine 
Hallenwand durch ein Zusammenwirken der Art 
der Nutzung (gewerbliche Halle), des Maß der 
Nutzung (Länge und Höhe) und der Bauweise 
(geschlossene Wand) wir ein bedrückender, im 
Erdgeschoss eines benachbarten Wohnhauses 
auch erdrückend erscheinender Riegel wirken 
und den Bewohnern des angrenzenden 
Grundstücks ein Gefühl des „Eingemauertseins“ 
vermitteln kann, vgl. OVG Münster, Beschluss v. 
22.11.1991 – 11 B 2890/91, v. 9.4.1987 – 7 B 
2834/86 und v. 1.10.1990 – 7 B 1921/90. 

 
     Als nicht zumutbar für die Nachbarschaft wurde 

demnach bereits die Errichtung einer ca. 75m 
langen Produktionshalle, die auf eine Länge von 
26m 9,5m hoch ist und im Übrigen 7,5m hoch 
ist, gewertet, obgleich diese den gesetzlich 
vorgegebenen Grenzabstand von 3m einhielt, 
vgl. hierzu OVG Münster, Beschluss v. 
22.11.1991 – 11 B 2890/91. 
Zudem wurde seitens der Rechtsprechung 

überragen, ist daher insgesamt 
sinnverstellend. 
 
Entsprechendes gilt für sonstige 
Technikaufbauten. Den Eindruck, der vom 
Einwender vermittelt wird, die Gebäudehöhe 
sei grundsätzlich 3 m höher durch 
Technikaufbauten, ist ebenfalls 
unzutreffend. Denn gemäß Textlicher 
Festsetzung 1.3.2 dürfen die festgesetzten 
Gebäudehöhen auf max. 10 % der 
Dachfläche um max. 3 m durch 
Dachaufbauten überschritten werden. 
Zudem sind die Dachaufbauten um das 
Maß der Überschreitung der Höhe von der 
Außenkante zurückzusetzen, so dass sie 
gerade aus dem Erdgeschoss 
xxxxxxxxxxxxxxxxxxx nicht oder nur 
teilweise einsehbar sind. Die nun geplante 
Zurücknahme der Gebäudehöhe in einem 
3,5 m breiten Streifen des Baufensters 
mindert dort die zulässige 
Höhenüberschreitung durch Dachaufbauten 
in absoluten Höhen. 
 
Die Vorhabenplanung wurde ungeachtet 
dessen xxxxxxxxxxxxxxxxxxxx angepasst, 
so dass nun eine stärkere Offenheit und 
Gliederung besteht. Die Planung bleibt 
damit städtebaulich verträglich und hat 
keine erdrückende Wirkung und kein 
unzulässiges „Eingemauertsein“ zur Folge. 
 
Die angeführte Entscheidung des VGH 
Baden-Württemberg hat für den hiesigen 
Fall im Übrigen eine untergeordnete 
Bedeutung. Sie ist schon deshalb nicht 

 
 
 
Zurückweisung 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Berücksichtigung 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 



darauf hingewiesen, dass das Gefühl des 
„Eingemauertseins“ dadurch verstärkt wird, 
wenn das betroffene Grundstück über die 
gesamte Grundstückslänge eingemauert ist und 
zudem in der gesamten Hallenwand nur wenige 
Fenster und Türen befinden (im zitierten Fall 
waren dies 7 Fenster und 2 Türen auf eine 
Gebäudelänge von 75m), vgl. OVG Münster, 
Beschluss v. 22.11.1991 – 11 B 2890/91. 

 
     Die geplante Produktionshalle im Westen des 

Plangebiets überschreitet die Kubaturmaße des 
Bauvorhabens, über welches das OVG Münster 
zu entscheiden hatte und für unzumutbar erklärt 
hat, sowohl in Höhe und Länge. Vorliegend soll 
die geplante Produktionshalle eine Länge von 
78,6m und eine Höhe von 12,5m (Gebäude 
ohne Schornsteine und Aufbauten bis zu 3m) 
bzw. 25,0m einschließlich der Schornsteine 
erreichen. Der Abstand von der 
Grundstücksgrenze ist mit 4,45m vergleichbar 
gering. Vorliegend wird die bedrückende 
Wirkung dadurch verstärkt, dass in der ersten 
und zweiten Etage der geplanten Produktions-
halle jeweils nur drei Fenster vorgesehen sind. 
In der dritten Etage ist kein Fenster geplant. Es 
existiert auch nur eine Türe. Insgesamt gestaltet 
sich das Gebäude daher als durchgehende 
Wand.  

 
     Unerheblich ist in diesem Zusammenhang, wie 

die Beklagte meint, dass die 
Grundstücksgrenze xxxxxxxxxxxxxx nur kürzer 
als 50m sei. Denn selbstverständlich wirkt sich 
das Vorhaben in seiner Gänze auf das 
Grundstück xxxxxxxxxxxxxxxx aus und ist nicht 

vergleichbar, weil in dem 
zugrundeliegenden Fall ein Verstoß gegen 
das Abstandsflächenrecht vorlag. 
Vorliegend werden aber sämtliche 
Abstandsflächenvorgaben eingehalten und 
ein Grenzabstand von 5 m gehalten. 
 
Auch der dem Urteil des OVG NRW vom 
22.11.1991 zugrundeliegende Sachverhalt 
lässt sich nicht unmittelbar übertragen. Zwar 
sind die von dem Einwender genannten 
Abmessungen des Gebäudes im Fall in 
NRW zutreffend. Die abriegelnde Wirkung 
wurde jedoch seinerzeit vom Gericht nicht 
alleine wegen des neuen Vorhabens, 
sondern insbesondere deshalb 
angenommen, weil es in einem anderen 
Grundstücksbereich bereits eine 2 ,10 hohe 
und 40 m lange Grenzmauer und auf einem 
anderen xxxxxxxxgrundstück bereits eine 
42,5 m lange und ca. 7 m hohe gewerblich 
genutzte Halle mit einem Grenzabstand von 
3 m gab, zu der der neue Gebäudekörper 
hinzutrat. Damit ist die hiesige Planung nicht 
vergleichbar. 
 
Durch die vorgesehene Umplanung wird 
zudem die Kubatur des Vorhabens – auch 
wenn dies aus rechtlichen Gründen nicht 
erforderlich ist – angepasst und in der Höhe 
gegliedert und in einem grenznahen Streifen 
reduziert. 
 
Unter Berücksichtigung dieser Aspekte ist 
eine unzumutbare Beeinträchtigung im 
Sinne des Rücksichtnahmegebots nicht 
erkennbar. 
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nur im Bereich der Grundstücksgrenze deutlich 
wahrnehmbar.  

 
     Festzuhalten ist damit, dass die 

Rechtsprechung bereits in den Fällen einer 
geringeren Bebauung als vorliegend geplanten 
eine Unzumutbarkeit der Nachbarn festgestellt 
hat. Die vorliegende Planung ist damit 
insbesondere aufgrund der fehlenden 
Längenbegrenzung und der großzügigen 
Ausnahmen von der Höhenbegrenzung für die 
Schornsteine als rücksichtlos zu bewerten.  

 
     Das Baurecht für die geplante Produktionshalle 

ist damit auf ein gebietsverträgliches Maß zu 
reduzieren. Eine Längenbegrenzung ist damit 
nach Ansicht unserer Mandantin zwingend.  

 
3. Zudem wurde mit Vorlage des Bebauungs-

planentwurfs nicht ausreichend nachgewiesen, 
dass die Immissionsrichtwerte eingehalten 
werden und keine negativen Auswirkungen für 
die Bewohner des Grundstücks xxxxxxxxxx 
xxxxxx bestehen.  

 
     Zwar liegt dem Bebauungsplan ein Schall-

immissionsgutachten bei, dieses legt für das 
Grundstück unserer Mandantschaft aber 
unrichtigerweise die Immissionsrichtwerte der 
TA-Lärm für Mischgebiete zugrunde. Aufgrund 
der Unterschreitung der gemessenen Werte um 
mindestens 6dB(A) komme es nach der 
gutachterlichen Bewertung demnach auf die 
Gesamtbelastung und Bestimmung der 
Vorbelastung nicht an.  

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Selbst falls im vorliegenden Fall der 
Mischgebietscharakter nicht in Verbindung 
mit Umgebungsnutzungen gewährleistet 
würde, ist eine „Wiederherstellung“ der MI-
typischen Nutzung auf den (nur) zwei 
westlich anschließenden Grundstücken auch 
zukünftig noch möglich und eine sinnvolle 
städtebauliche Ordnung, gerade auch durch 
die Lage an der Bahnhofstraße und im 
Übergang zu einem Wohngebiet. Eine 
größere Nutzungsmischung in dem Bereich 
entspricht nach wie vor dem Planungswillen 
der Stadt. Insofern wird der bestehende 
Bebauungsplan im Bereich der westlich 
anschließenden beiden heutigen 
Wohngrundstücke nicht funktionslos. Die 
Grundstücke sind wie heute als Mischgebiet 
anzusetzen, dies stellt keine unzumutbare 
Belastung für die Grundstückseigentümer 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zurückweisung 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



     Dies ist nach Ansicht unserer Mandantin falsch. 
Wie von dieser bereits im 
Einwendungsschreiben vom 22.05.2024 
dargelegt, soll die Hälfte des ursprünglich mit 
Bebauungsplan „Bahnhof-/Carl-Benz-Straße“ 
vom 26.07.2012 festgesetzten westlichen 
Mischgebiets, welches bisher unbebaut war, in 
ein Sondernutzungsgebiet überführt werden. 
Als festgesetztes Mischgebiet verbleiben nach 
der vorliegenden Planung lediglich die 
Flurgrundstücke xxxxxx und xxxxxx. Beide 
Grundstücke sind bekannterweise mit 
Mehrparteienhäusern bebaut. Eine gewerbliche 
Nutzung findet nicht statt. Das Gebäude auf 
dem Flurgrundstück xxxxxx wurde auch erst 
kürzlich errichtet. Eine Nutzungsänderung, 
insbesondere während der Nutzungsdauer des 
beantragten Produktionsgebäudes ist damit 
nicht zu erwarten. Auch unsere Mandantschaft, 
welche Eigentümerin des Flurgrundstücks 
xxxxxx ist, hat keine Absicht ihr Grundstück 
zukünftig gewerblich zu nutzen. Insoweit ist 
davon auszugehen, dass xxxxx der beantragten 
Produktionshalle lediglich Wohnnutzung, nicht 
aber wie ursprünglich festgesetzt, eine 
Mischnutzung stattfinden wird.  

 
     Entgegen den Ausführungen der Behörde im 

Rahmen der frühzeitigen Beteiligung der 
Öffentlichkeit (Anlage C7 zum Bebauungs-
planentwurf) kann das Mischgebiet auch nicht 
im Gesamtkontext mit den Bauten entlang der 
Bahnhofstraße gesehen werden. Unklar ist 
insoweit, welche Gebiete hierbei im Einzelnen 
gemeint sind. Der Geltungsbereich des 
Bebauungsplans Carl-Benz-Straße (Stand 

dar. Dies würde selbst im – hier nicht 
vorliegenden Fall – der Funktionslosigkeit 
gelten. Das xxxxxxxxgrundstück ist in 
erheblichem Maße von den in direkter Nähe 
und im selben Geviert gelegenen 
Gewerbebetrieben geprägt. Die beiden 
Gebäude sind ferner durch die Mörikestraße 
von dem westlich gelegenen Wohngebiet 
getrennt. Zudem haben sie im Hinblick auf 
die Kubatur etc. eine andere Struktur und 
Prägung als das westlich angrenzende 
Gebiet. Auch unter diesen Gesichtspunkten 
kann hier – anders als der Einwender geltend 
macht – nicht davon ausgegangen werden, 
dass es sich bei dem Grundstück um ein WA 
handelt. Die Anlegung der MI Werte ist 
demnach nicht zu beanstanden. Die 
Richtwerte nach TA Lärm werden zudem in 
dem anschließenden WA gemäß des 
Fachbeitrag Schall (Anlage C-4) um 
mindestens 6 dB(A) unterschritten. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



26.07.2012) endet vielmehr in nördlicher 
Richtung entlang der Bahnhofstraße.  

   
     Richtig ist zwar, dass dem Plangeber ein 

Ermessen im Hinblick auf den räumlichen 
Gestaltungsbereich zusteht. Gleichwohl kann er 
nicht sehenden Auges für die Bewertung der 
Gebietsverträglichkeit die Messwerte eines 
Mischgebiets heranziehen, wenn gleich die 
Festsetzung durch Änderung des 
Bebauungsplans funktionslos werden würde 
bzw. wenn insbesondere für die vorgesehene 
Dauer des Betriebs des durch den 
vorhabenbezogenen Bebauungsplan zu 
legitimierenden Vorhabens keine Mischnutzung 
sondern nur eine Wohnnutzung vorgesehen ist.  

 
     Zudem ist der Vollständigkeit halber darauf 

hinzuweisen, dass es sich auch bei einer 
anzunehmenden Funktionslosigkeit der 
Mischgebietsfestsetzung nicht um ein faktisches 
Mischgebiet oder eine Gemengenlage handeln 
würde, auch wenn es hierauf bei der 
Schalluntersuchung nicht entscheidend 
ankommt. Die Wohnnutzung auf den 
Flurstücken xxxxxxx und xxxxxxx reihen sich in 
die anschließende Wohnnutzung in westlicher 
Richtung zweifelsfrei ein. Nach Norden wird die 
nähere Umgebung durch die breite 
Bahnhofstraße getrennt. In östlicher Richtung ist 
die Nutzungsstruktur klar erkennbar von der 
Wohnbebauung zu unterscheiden und zu 
trennen. Aufgrund der erkennbar anderen 
Nutzungsstruktur ist die Bebauung nicht mehr 
als nähere Umgebung zu betrachten.  

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



     Soweit daher bei der Prüfung der 
Gebietsverträglichkeit die Immissionsrichtwerte 
eines Mischgebiets angesetzt werden, handelt 
es sich nach Ansicht unserer Mandantschaft um 
einen reinen „Etikettenschwindel“.  

 
     Für die Schallimmissionswerte folgt hieraus, 

dass nicht die Immissionswerte für ein 
Mischgebiet (tags 60dB(A) und nachts 
45dB(A)), sondern für ein allgemeines 
Wohngebiet (tags 55dB(A) und nachts 40dB(A)) 
anzusetzen sind. Unter Zugrundelegung der 
gemessenen Werte gemäß Anlage C 4 
Fachbeitrag Schall, dort insb. Plan 3, Nr. 3 ist 
damit festzuhalten, dass die Messwerte 
betreffend das 2. und 3. Obergeschosses des 
Anwesens unserer Mandantin zur Nachtzeit 
zwar unter den Immissionswerten der TA-Lärm 
liegen, jedoch nicht die erforderliche 
Unterschreitung von mind. 6 dB(A) der 
Immissionswerte vorweisen, sodass zwingend 
die Vorbelastung und die Gesamtbelastung auf 
das Grundstück unserer Mandantschaft zu 
untersuchen ist. Um eine Nachholung wird 
daher gebeten.  

 
4. Darüber hinaus benachteiligt der Entzug und die 

Überplanung der Hälfte des ursprünglich 
festgesetzten Mischgebiets unsere Mandantin 
unzumutbar. Aufgrund des geringen Ausmaßes 
des Mischgebiets, welches nur noch aus zwei 
Grundstücken bestehen würde, käme dies für 
unsere Mandantin einer Änderung des 
Nutzungszwecks und einem Entzug der 
Nutzungsmöglichkeit gleich. Das Wohnhaus auf 
dem xxxxxxxxxgrundstück xxxxxxx wurde erst 
vor kurzem errichtet. Insoweit ist davon 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Wann und welche bestehenden Gebäude 
auf diesen ersetzt / umgenutzt werden und 
welche Nutzung dann bauherrenseitig 
gewünscht ist, bleibt aus heutiger Sicht 
spekulativ. Zudem ist das Gebiet des 
xxxxxxxxxxxgrundstücks nicht Gegenstand 
des hiesigen Bebauungsplanverfahrens. 
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auszugehen, dass das Wohnhaus unserer 
Mandantin zuerst erneuert werden muss. Bisher 
war aufgrund der Größe des festgesetzten 
Mischgebiets die Zulassung einer Wohn- und 
Gewerbenutzung möglich. Nunmehr könnte 
aufgrund des Erfordernisses der 
Durchmischung und Gleichrangigkeit von 
Gewerbe- und Wohnnutzung infolge der 
Festsetzung als Mischgebiet eine weitere 
Wohnnutzung nicht mehr genehmigt werden. 
Eine gewerbliche Nutzung des Grundstücks ist 
von unserer Mandantin jedoch, wie bereits 
ausgeführt, keinesfalls gewollt oder 
beabsichtigt.  

 
5. Darüber hinaus sieht unsere Mandantin auch 

den beabsichtigten 3-Schicht-Betrieb als nicht 
gebietsverträglich an. Die Bewohner des 
Mehrparteienhauses xxxxxxxxxxxxxxx auf dem 
Flurgrundstück xxxxxxx würden damit auch 
nachts, insbesondere nach 22 Uhr durch Licht- 
und Lärmimmissionen xxxxxxxxxxxxxxxxxxxx 
beeinträchtigt werden. Dies ist weder zumutbar 
noch xxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxx 
hinzunehmen. Vielmehr wäre als Pufferzone 
allenfalls eine gewerbliche Nutzung ohne 
Nachtbetrieb angezeigt.  

 
6. Weiter ist festzustellen, dass keine Belüftungs-

anlagen – auch nicht in geringem Maße – 
entlang der Grundstücksgrenze xxxxxxxxxxx 
xxxxxxx zugelassen werden dürfen. Insoweit 
sieht unsere Mandantschaft die zusätzlichen 
Ausnahmen von den festgesetzten Baugrenzen 
gem. Ziff. 1.4.1. der planungsrechtlichen 
Festsetzungen als rücksichtslos und nicht 
gebietsverträglich an.  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Bebauungsplan regelt nicht, in wieviel 
Schichten gearbeitet wird. Der Betrieb muss 
sich nach den einschlägigen Gesetzen und 
Rechtsvorschriften richten. Im Übrigen gilt 
das Gebot der Rücksichtnahme. In diesem 
Sinne sind die aufgrund der Planung zu 
erwartenden Emissionen vom Plangebiet 
zumutbar. Da zudem Industriebetriebe 
ausgeschlossen sind, entspricht der 
Störgrad am ehesten einem Gewerbegebiet, 
welches regelmäßig neben einem 
Mischgebiet zulässig ist. 
 
Belüftungsanlagen müssen sich an die 
Vorgaben der TA Lärm halten. Insofern ist 
hier kein Konflikt zu erwarten, aufgrund 
dessen die Planung geändert werden 
müsste. Von einer Anpassung der 
Festsetzung wird abgesehen, um der 
Vollzugsphase die später ggf. notwendige 
Flexibilität zu geben. 
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Um Berücksichtigung der vorstehenden Einwände 
unserer Mandantin im weiteren Planverfahren wird 
damit gebeten.  
 

 
- 

 
Kenntnisnahme 
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